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21. Wenn vor dem Inkrafttreten der GrundstVerkVO der Kaufpreis fiir
ein Grundstiick von der Preisbeh6rde beanstandet worden ist und der
Verkaufer ein ihm fiir diesen Fall eingerdaumtes Riicktrittsrecht ausgeiibt
hat, sind die §§ 2, 3 VO in der Regel nicht anwendbar.

GrundstVerkVO v. 7. Juli 1942 (RGBL. 1, 451) §§ 2, 3.

II1. Zivilsenat. Urt. vom 13. Mirz 1944 (111 144,/1943).

I. LG Koblenz.
II. OLG Kéln.

In Sachen der Witwe Anna Herlach geb. Rosgen in Riesweiler bei Simmern
(Hunsrtck), Beklagten und Revisionskligerin, Proze3bevollmichtigter: Rechts-
anwalt Dr. Schoffer in Leipzig,

gegen

den Oberingenieur Franz Helmert in Stettin, Elsdsser Str. 10, Klidger und
Revisionsbeklagten, ProzeBbevollmichtigter: Rechtsanwalt Dr. Drost in Leip-
zig, hat das Reichsgericht, III. Zivilsenat, auf die miindliche Verhandlung vom
13. Mirz 1944 unter Mitwirkung des Senatsprisidenten Blumberger und der
Reichsgerichtsrite Dr. Epping, Dr. Lersch, Besta, Dr. Leopold fiir Recht erkannt:

Das Urteil des 1. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Koln vom 20. Oktober 1943
wird anfgeboben. Die Berufung des Kligers gegen das Urtedl der 1. Zivilkammer des Land-
gerichts in Koblenz vom 8. Mérz 1943 wird zuriickgewiesen. Die Kosten des Berufungs- und
des Revisionsverfabrens werden dem Kldger anferlegt. — Von Rechts wegen

Tatbestand

Durch notarischen Vertrag vom 25. Juni 1941 verkaufte die Beklagte ein ihr
gehoriges Hausgrundstiick in Bensberg zum Preise von 23.500 RM an den Kli-
ger und lie3 es ihm gleichzeitig auf. Sie behielt sich darin ein Rucktrittsrecht von
dem Verkaufe vor fiir den Fall, daB3 die Preisbehdrde den vereinbarten Kauf-
preis nicht genchmigen sollte. Der Riicktritt sollte binnen 4 Wochen seit Kennt-
nis der rechtskriftigen Entscheidung dem anderen Vertragsteile gegentiber
schriftlich erklirt und in diesem Falle die entstandenen Kosten — die sonst zu
Lasten des Kiufers gingen — von den Vertragsparteien je zur Hilfte getragen
werden. Die von dem Urkundsnotar im Auftrage der Parteien nachgesuchte
Genehmigung zur VerduBerung des in einem Wohnsiedlungsgebiete liegenden
Grundstiicks gemilB § 4 WohnsiedlungsG wurde von dem zustindigen Land-
rat versagt, weil der Kaufpreis tibersetzt sei, und gleichzeitig ein Preis von
22.000 RM fiir angemessen erklirt. Durch Bescheid vom 9. Mirz 1942 erteilte
der Regierungsprisident — Preistiberwachungsstelle — als Beschwerdebehorde
die Genehmigung mit der Auflage, daf3 ein Preis von 23.000 RM nicht iiber-
schritten werde, und wies mit dieser Maf3gabe die Beschwerden der Parteien
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gegen den Bescheid des Landrats zuriick. Nunmehr erklirte die Beklagte mit
Schreiben vom 31. Mirz 1942 ihren Riicktritt vom Kaufvertrage und blieb auch
in dem anschlieBenden Schriftwechsel zwischen den Parteien trotz des Wider-
spruchs des Kldgers dabei. Durch notarischen Vertrag vom 25. April 1942 ver-
kaufte sie das Grundstick zum Preise von 22.000 RM unter Vorbehalt eines
lebenslidnglichen Wohnrechts fiir sich an die ihr verwandten Eheleute H. und
lieB3 es thnen auf. Die neue VerduBlerung wurde im Mirz 1943 von dem Landrat
gemil § 4 WohnsiedlungsG und auf Grund der Preisvorschriften genehmigt
und die Erwerber daraufthin am 17. April 1943 als Eigentiimer im Grundbuch
eingetragen. Mit Schreiben vom 16. Oktober 1942 ersuchte der Kliger die Be-
klagte unter Hinweis auf die neue GrundstiicksverkehrsVO vom 7. Juli 1942 um
Anerkennung des zwischen den Parteien getitigten Kaufvertrages. Die Beklagte
lehnte durch Schreiben vom 24. Oktober, das beim Kliger am 30. Oktober ein-
ging, jede weitere Erorterung wegen des Grundstiicks ab.

Mit der am 25. November 1942 zugestellten Klage hat der Kliger die Ver-
urteilung der Beklagten begehrt, sich mit dem festgesetzten Kaufpreise von
23.000 RM einverstanden zu erkliren, und zur Begrindung vorgetragen, die Be-
klagte sei nach den §§ 2, 3 GrundstVerkVO, deren Anwendung auch die Aus-
tibung des in dem Kaufvertrage vereinbarten Riicktrittsrechts nicht entgegen-
stehe, zur Erteilung des Einverstindnisses verpflichtet, weil sie den geringeren
Unterschied zwischen dem vereinbarten und dem herabgesetzten Preise nur
zum Vorwand genommen habe, um von dem Verkaufe loszukommen und das
Grundstiick ihrem Neffen zuzuschanzen, und weil er selbst das Grundstiick
benétige, um sich im Rheinland, seiner Heimat, wieder anzusiedeln, durch den
Kauf Unkosten von mehr als 2.000 RM gehabt und sich tiberdies bereit erklirt
habe, die Maklergebiihren von 700 RM fiir die Beklagte zu bezahlen. Die Be-
klagte hat um Klageabweisung gebeten; sie hat das Klagevorbringen bestritten
und geltend gemacht, ihr Rucktrittsrecht gehe der GrundstiicksverkehrsVO vor;
die Klage sei nach deren Vorschriften verspitet erhoben und ermangele eines
Rechtsschutzinteresses, nachdem das Grundstiickseigentum auf die Eheleute
H. ibergegangen sei; der Kaufvertrag sei im tibrigen nichtig, weil entgegen sei-
nem Inhalt ein Kaufpreis von 30.000 RM vereinbart worden sei; der Kldger
habe durch das Schreiben vom 12. August 1942 auf seine Durchfithrung ver-
zichtet. Das Landgericht hat die Klage wegen verspiteter Erhebung abgewie-
sen. Auf die Berufung des Klidgers, in der dieser noch hilfsweise beantragt hat,
die Verurteilung der Beklagten Zug um Zug gegen Zahlung von 700 RM Mak-
lergebiithren auszusprechen, notfalls festzustellen, da3 die Beklagte ihm aus der
WeiterverduBerung des Grundstiicks schadensersatzpflichtig sei, hat das Ober-
landesgericht die Beklagte gemil3 dem Hauptantrage des Kldgers verurteilt. Mit
ihrer Revision erstrebt die Beklagte die Wiederherstellung des landgerichtlichen
Urteils. Der Kldger bittet um Zurtickweisung des Rechtsmittels.
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Entscheidungsgriinde

Das Berufungsgericht hilt die §§ 2, 3 GrundstVerkVO auf den Kaufver-
trag der Parteien vom 25. Juni 1941 fiir anwendbar. Es meint, die darin getrof-
fene Regelung, die ausschlieBlichen Charakter habe, greife riickwirkend in die
Vertragsbezichungen der Beteiligten ein und stelle sie auf eine neue Grund-
lage. Sie kénne auch nicht durch das im Vertrage vereinbarte Riicktrittsrecht
der Beklagten ausgeschaltet werden; dessen Ausiibung sei nicht einmal als Ver-
weigerung des Einverstindnisses mit dem geringeren Kaufpreise 1. S. des § 2
Abs. 4 VO zu werten. Die von der Beklagten behauptete Vereinbarung eines
hoheren Kaufpreises als des beurkundeten sei nicht erwiesen. Entgegen der
Ansicht des Landgerichts sei die Klage nach § 2 Abs. 4 VO rechtzeitig erthoben;
fiir den Klageanspruch bestehe auch nach dem Ubergang des Grundstiicks-
eigentums auf die Eheleute H. insofern ein Rechtsschutzinteresse, als dieser
riickgingig gemacht werden kénne und gegebenenfalls die begehrte Verurtei-
lung der Beklagten die Grundlage fiir einen spiteren Schadensersatzanspruch
gegen sie bilden wiirde. In dem Schreiben vom 12. August 1942 sei kein Ver-
zicht des Kldgers auf die Durchfiihrung des Kaufvertrages nach der Grund-
stiicksverkehrsVO zu erblicken, weil er von deren Erlall und Inhalt erst im
Oktober 1942 erfahren habe. Daf3 die Beklagte ihr Einverstindnis mit dem fiir
zulissig erklirten Preise verweigere, verstof3e nach den vorliegenden besonde-
ren Umstinden trotz der Vereinbarung des Rucktrittsrechtes im Kaufvertrage
gegen Treu und Glauben, weil der Unterschied zwischen dem vereinbarten und
dem zulidssigen Preise gering und die Beklagte entschlossen gewesen sei, das
Grundstiick auf jeden Fall zu verduBern, weil der Kaufvertrag vom 25. April
1942 keineswegs fiir sie glinstigere Bedingungen enthalten habe als der mit dem
Kliger geschlossene, der Kliger auch sonst Entgegenkommen gezeigt habe
und nach seiner Personlichkeit Gewihr fiir die ordnungsmiBige Betreuung des
Grundstiicks biete. Im Hinblick hierauf und die erheblichen Auslagen des Kli-
gers bedeute die Weigerung der Beklagten fiir ihn zugleich eine grob unbillige
Hirte. Die VerduBerung des Grundstiicks an die Eheleute H. kénne daran
nichts dndern. Die Beklagte sei somit zur Erteilung des Einverstindnisses
gemil §§ 2, 3 VO verpflichtet.

Diese Beurteilung ist nicht frei von rechtlichen Bedenken. Wie der Senat
schon mehrfach ausgesprochen hat (vergl. die zum Abdruck bestimmten Urteile
111 85/43 vom 4. Oktober 1943 [RGZ 172, 43] und 111 83/43 vom 4. November
1943 [RGZ 172, 135]), setzt die in § 3 GrundstVerkVO angeordnete Riickwit-
kung der Vorschriften des § 2 auf einen vor dem Inkrafttreten der Verordnung
geschlossenen Vertrag voraus, daf3 der Vertrag in diesem Zeitpunkte noch zu
Recht bestand oder seine Rechtswirksamkeit doch nur dadurch in Frage gestellt
wat, daf} die Preisbehorde das vereinbarte Entgelt beanstandet hatte. War er da-
gegen schon vorher aus anderen Griinden hinfillig geworden, so sind die §§ 2, 3
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GrundstVerkVO nicht anwendbar; insbesondere ist dann fir einen auf diese
Vorschriften gegriindeten Anspruch des Erwerbers gegen den VerduBerer auf
Erteilung des Einverstindnisses zu dem herabgesetzten Entgelt kein Raum. Die
frither eingetretene Hinfilligkeit des Vertrages kann darauf beruhen, dal3 die
erfordetliche behordliche Genehmigung — z. B. nach der Grundstiicksverkehrs-
bekanntmachung vom 206. Januar 1937 oder nach dem Wohnsiedlungsgesetze —
bereits vor dem Inkrafttreten der Grundstiicksverkehrsverordnung endgiiltig
versagt war (vergl. das erwihnte Urteil vom 4. Oktober 1943). Sie kann aber
auch dadurch herbeigefithrt worden sein, daf3 einer der VertragschlieBenden
von dem Vertrage rechtswirksam zuriickgetreten war, daf3 insbesondere der
Verkiufer des Grundstiicks von einem ihm vertraglich eingerdumten Riicktritts-
recht Gebrauch gemacht und dadurch den Vertrag zum Etléschen gebracht
hatte (vergl. das Urteil vom 4. November 1943). Denn durch den wirksamen
Riicktritt wird das urspringliche auf Ubereignung des Grundstiicks gegen Ent-
gelt gerichtete Vertragsverhiltnis beseitigt, und an seine Stelle tritt ein neues
Schuldverhiltnis mit der gegenseitigen Verpflichtung zur Riickgewihr der
empfangenen Leistungen gemil3 § 346 BGB.

Dal hier die im Vertrage vom 25. Juni 1941 fur den Fall einer Beanstan-
dung des Kaufpreises durch die Preisbehérde zugunsten der Beklagten getrof-
fenen Vereinbarung eines Riicktrittsrechts rechtswirksam war, kann nicht zwei-
felhaft sein. Nach der damaligen Gesetzeslage besteht kein AnlaB3, sie als gesetz-
widrig oder unsittlich (§§ 134, 138 BGB) anzuschen; insbesondere verstiel3 ihr
Inhalt nicht gegen irgendwelche gesetzlichen Vorschriften. Die Voraussetzun-
gen fiir die Ausiibung des Riicktrittsrechts waren mit dem Bescheide des Regie-
rungsprisidenten, der dabei als Genehmigungsbehérde nach dem Wohnsied-
lungsgesetz und zugleich als Preistiberwachungsbehorde titig wurde, insofern
gegeben, als darin nicht der vereinbarte, sondern nur ein geringerer Preis fiir
zulissig erachtet und die Genehmigung mit einer dahin gehenden Auflage erteilt
wurde. Auch die Rucktrittserklirung der Beklagten vom 31. Mirz 1942, die kei-
ner Zustimmung des Kldgers bedurfte (§ 349 BGB), war frist- und formgerecht
abgegeben.

Hinsichtlich der Wirksamkeit und Rechtsfolgen des Riicktritts konnten
allerdings insofern Bedenken auftauchen, als bereits der nicht mehr anwend-
bare Bescheid des Regierungsprisidenten vom 9. Mirz 1942, wenn er auch
nicht als eine endgiiltige Versagung der Wohnsiedlungsgenehmigung aufzufas-
sen sein mag, wegen der darin enthaltenen preisrechtlichen Beanstandung des
vereinbarten und der gleichzeitigen Festsetzung eines geringeren Preises nach
der reichsgerichtlichen Rechtsprechung (RGZ Bd. 166 S. 89, Bd. 168 S. 91) die
Nichtigkeit des Kaufvertrages wegen VerstoBes gegen die Preisvorschriften
(§ 134 BGB) herbeigetiihrt hatte und es deshalb nicht mehr des Ricktritts be-
durfte, um die VerduBerung des Grundstiicks hinfillig zu machen. Dadurch
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wird aber der gleichwohl vollzogene Riicktritt der Beklagten nicht jeder Be-
deutung beraubt. Zunichst hat der VerstoB3 der Kaufpreisabrede gegen die
Preisvorschriften nicht ohne weiteres zur Folge, dal3 auch die Vereinbarung
eines Ricktrittsrechts fiir den Fall der Preisbeanstandung nichtig und damit
dem spiteren Rucktritt die Grundlage entzogen ist. Mit der Einrdumung des
Rucktrittsrechts fiir die Beklagte wollten die Parteien ersichtlich der Unsicher-
heit begegnen, die im Grundstiicksverkehr tiber die Wirkungen einer Bean-
standung des Kaufentgelts und besonders iiber die rechtliche Befugnis der
Preisbehorde, mit bindender Kraft die Durchfithrung des Verkaufs zu einem
geringeren Preise anzuordnen, zur Zeit des Kaufabschlusses herrschte (vergl.
noch RdErl. d. RfPr vom 17.Mirz 1941, abgedr. DR 1941 S. 1144). Der Be-
klagten sollte demnach das Recht zustehen, sich bei einer preisrechtlichen Be-
anstandung des Kaufentgelts durch den ihr vorbehaltenen Riicktritt ohne
Riicksicht auf die sonstige Rechtslage von jeder etwa bestehenden oder eintre-
tenden Verpflichtung zur Durchfithrung des Verkaufs zu 16sen. Diese Verein-
barung sollte ebenso wie die damit verbundene Abrede wegen der Teilung der
entstandenen Vertragskosten auch fiir den Fall gelten, dal3 der Kaufvertrag im
iibrigen zunichst als Folge der Preisbeanstandung nichtig wurde (§ 139 BGB).
Sie erlangte dann ihre eigentliche Bedeutung erst, wenn durch behérdliche
Anordnungen oder gesetzliche Vorschriften an Stelle der urspriinglichen Ab-
machung andere Bindungen der Beklagten in bezug auf die Grundstiicks-
verduBerung festgesetzt wurden. Ein solcher Fall ist nun mit der durch die
GrundstiicksverkehrsVO vom 7. Juli 1942 unter gewissen Voraussetzungen
eingefithrten Verpflichtungen des VerduBerers eingetreten, sich mit dem preis-
rechtlich zuldssigen Entgelt einverstanden zu erkliren und den Verkauf des
Grundsticks zu diesem Preise durchzufiihren.

Wenn hiernach der Riicktritt der Beklagten auch anfinglich im Hinblick
auf die Nichtigkeit des Verkaufs infolge der Preisbeanstandung rechtlicher Wit-
kungen entbehrt haben mag, so darf er doch bei der Frage der riickwirkenden
Anwendbatkeit der §§ 2, 3 GrundstVerkVO auf den Kaufvertrag vom 25. Juni
1941 nicht auBler Betracht bleiben. Er ist in diesem Zusammenhange vielmehr
als zusitzlicher Grund fiir das Hinfilligwerden der damaligen Grundstiicksver-
duBerung — neben der Nichtigkeit auf Grund preisrechtlicher Beanstandung des
Entgelts, die allerdings der Anwendung der §§ 2, 3 VO nicht im Wege stehen
witrde — vor dem Inkrafttreten der GrundstucksverkehrsVO zu werten und hat
deshalb deren Unanwendbarkeit zur Folge. Wenn in dem zum Abdruck be-
stimmten Urteil des Senats vom 20. September 1943 (111 75/43) abweichend
hiervon schlechthin ausgesprochen ist, das im Kaufvertrag vereinbarte Riick-
trittsrecht und dessen Austibung stinden der Anwendung der neuen Vorschrif-
ten schon deswegen nicht entgegen, weil der Vertrag im ganzen nichtig, das
Recht zum Riicktritt als solches also gar nicht zum Zuge gekommen sei, so
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kann an diesem Satze, der tibrigens fiir die damalige Beurteilung nicht von ent-
scheidender Bedeutung war, als allgemein giiltiger Rechtsregel nicht festgehal-
ten werden.

Fir die Frage der riickwirkenden Anwendbarkeit der Grundsticksver-
kehrsVO ist hiernach davon auszugehen, dal der Kaufvertrag der Parteien
auch durch die rechtmiBige Austibung des Rucktrittsrechts der Beklagten
hinfillig geworden ist. Dann sind die §§ 2, 3 GrundstVerkVO entgegen der
Auffassung des Berufungsgerichts auf den gegebenen Sachverhalt nicht an-
wendbar. Schon aus diesem Grunde ist das Berufungsurteil aufzuheben, ohne
daB auf die sonstigen Darlegungen des Berufungsgerichts und die dagegen
gerichteten Revisionsangtiffe eingegangen zu werden braucht. Zugleich ist, da
die Klage auch mit ihren Hilfsantrigen keine Erfolg haben kann, die Berufung
des Kldgers gegen das klageabweisende Urteil des Landgerichts zuriickzu-
weisen.

22. Zur Frage, welche Art Vertrige durch den Verstof3 gegen die Preis-
bildungsvorschriften nichtig ist.

Die Vorschrift des § 581 Abs. 2 i.Verb. m. § 556 Abs. 2 BGB [§ 570
BGB n.E], dal dem Pichter eines Grundstiicks nach der Beendigung
des Pachtverhiltnisses wegen seiner Forderungen an den Verpichter ein
Zuriickbehaltungsrecht nicht zusteht, findet entsprechende Anwendung
auf den Fall, daf} ein Pachtvertrag von den Parteien in der Meinung, er
sei rechtsgiiltig, in Vollzug gesetzt und das Grundstiick dem Pichter zur
Nutzung iiberlassen worden ist, und dann der Eigentiimer Rdumung des
Grundstiicks verlangt, weil sich nachtriglich — etwa wegen Verstof3es
gegen die Preisbildungsvorschriften — die Nichtigkeit des Pachtvertrags
ergibt.

PreisbildungsG v. 29. Okt. 1936 (RGBL. 1, 927); PreisstoppVO v. 26. Nov. 1936

(RGBIL. I 955); Anordnung des Reichskommissars fiir die Preisbildung v. 6. Okt.

1937 (RAnz. Nr. 238) und Runderlal3 Nr. 155/37 des Reichskommissars v. 6. Okt.
1937; BGB §§ 134, 273, 556 Abs. 2, 581 Abs. 2, 1000.

IV. Zivilsenat. Urt. vom 22. Mirz 1944 (IV 273 /1943).

1. Landgericht Mnchen.
II.  Oberlandgericht Miinchen.

In Sachen der Eheleute Georg und Gertrud Gentsch, Gefligelziichter in
Tinzhausen, Beklagten, Frau Gentsch Widerkligerin, beide Revisionsklager,
ProzeB3bevollmichtigter: Rechtsanwalt Dr. Drost in Leipzig,



	23. Urteil vom 29. 3.1944 (IV 314/1943): Das Vorbringen eines die Restitutionsklage nach § 580 ZPO begründenden Umstandes (Auffinden einer Privaturkunde nach Schluß der mündlichen Verhandlung; § 580 Nr. 7 b ZPO) ist auch noch in der Revisionsinstanz zulässig

